
ist, insbesondere aber aus welchen Gründen sie keiner 
Arbeit nachgeht und ob sie mit der Nichtaufnahme 
einer Arbeit nach Verbüßung der Freiheitsstrafe eine 
erwartete Vollstreckung der Geldstrafe unmöglich 
machen wollte und sie sich dadurch böswillig ihrer 
Zahlungsverpflichtung entzogen hat, kann weder dem 
Antrag des Staatsanwalts noch dem Akteninhalt und 
auch nicht der Entscheidung des Kreisgerichts entnom­
men werden. Diese erheblichen Unzulänglichkeiten des 
Antrags des Staatsanwalts hätten dem Kreisgericht 
Veranlassung sein müssen, entweder vom Staatsanwalt 
eine entsprechende Ergänzung des Sachverhalts zu for­
dern oder aber von der dem Gericht nach § 5 Abs. 2 
der 1. DB zum StEG gegebenen Möglichkeit, die Ver­
urteilte vor Beschlußfassung zu hören, Gebrauch zu 
machen.

Der Beschluß des Kreisgerichts ist somit unter Außer­
achtlassung der in § 29 Abs. 1 StGB in der Fassung des 
§ 10 StEG und in § 5 Abs. 1 und 2 der 1. DB zum StEG 
geforderten Voraussetzungen ergangen und verletzt 
das Gesetz.

Eine weitere Gesetzesverletzung liegt darin, daß das 
Kreisgericht die im Wege der Umwandlung festgesetzte 
Gefängnisstrafe nach Tagen —80 Tage — bemessen hat, 
gern. § 29 StGB die Bemessung aber nur nach vollen 
Wochen vorgenommen werden kann.

Ferner wird von dem Generalstaatsanwalt zu Recht 
beanstandet, daß auch die festgesetzte Gefängnisstrafe 
gröblich überhöht ist. Bei der Bemessung der Gefäng­
nisstrafe sind unter Beachtung der sich aus Abs. 2 des 
§ 29 StGB ergebenden Höchstgrenzen dieShllgemeinen 
Grundsätze der Strafzumessung, nämlich die Gesell­
schaftsgefährlichkeit der begangenen Tat, wegen der 
die Geldstrafe verhängt worden ist, zu berücksichtigen. 
Danach wäre im vorliegenden Fall eine Gefängnisstrafe 
von etwa drei Wochen gerechtfertigt gewesen.

Aus den angeführten Gründen bedurfte der Beschluß 
des Kreisgerichfs der Aufhebung. Die Sache war zur 
erneuten Entscheidung über den Antrag . des Staats­
anwalts an dasselbe Gericht zurückzuverweisen, wobei 
das Kreisgericht die gegebenen Hinweise zu beachten 
und in erster Linie zu prüfen haben wird, ob die Ver­
urteilte durch ihr Verhalten böswillig die Vollstreckung 
der Geldstrafe vereitelt hat.

§ 347 StPO.
1. Die Prüfung der Voraussetzungen des § 347 StPO 

muß in Verbindung mit § 346 StPO erfolgen.
2. Ist der Verurteilte in der Bewährungszeit erneut 

straffällig geworden, so kann zwar in der Regel davon 
ausgegangen werden, daß er die in ihn gemäß § 346 
StPO gesetzten Erwartungen nicht erfüllt hat; jedoch 
kann nicht jede neuerliche Straftat als ein zwingender 
Umstand für den Widerruf der bedingten Strafaus­
setzung oder die Anordnung der Verbüßung der Rest­
strafe angesehen werden.
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Durch das Urteil des Rredsgerichts Sch. vom 18. April 

1955 wurde Elfriede S. wegen Abtreibung zu einer Ge­
fängnisstrafe von vier Monaten verurteilt, die sie teilweise 
verbüßt hat Für 'die Reststrafe von 43 Tagen wurde ihr 
durch Beschluß vom 19. Juli 1955 gemäß § 346 StPO be­
dingte Strafaussetzung gewährt; die Bewährungszeit wurde 
auf drei Jahre festgesetzt.

Im August 1957 wurde die Verurteilte erneut straffällig 
und deswegen am 6. März 1958 vom Kreißgericht Sch. wegen 
fahrlässigen Vergehens gegen das Lebensmittelgesetz in' 
Tateinheit mit fahrlässiger Körperverletzung bedingt zu 
sechs Monaten Gefängnis verurteilt.

Nach Ablauf der im Beschluß vom 19. Juli 1955 fest­
gesetzten Bewährungszeit beantragte der Staatsanwalt beim 
Kreisgericht Sch., der Verurteilten die Reststrafe aus dem 
Urteil vom 18. April 1955 gemäß § 347 StPO zu erlassen.

Durch Beschluß vom 3. September 1958 lehnte das Kreis­
gericht diesen Antrag ab und ordnete die Vollstreckung der 
Reststrafe an. Zur Begründung dieser Entscheidung hat es 
ausgeführt, die Verurteilte sei während der Bewährungs­
zeit erneut straffällig geworden, woraus sich ergebe, daß 
sie sich des in sie gesetzten Vertrauens nicht würdig er­
wiesen habe; auch ihr Lebenswandel zeuge nicht davon, 
daß sie sich ihrer Pflichten als Bürgerin der Deutschen 
Demokratischen Republik bewußt geworden sei. Durch den 
Vollzug der Reststrafe müsse auf sie jetzt noch erzieherisch 
eingewirkt werden.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts der Deutschen Demokratischen 
Republik. Der Antrag hatte Erfolg.

• Aus den G r ü n d e n :
Nach § 347 StPO kann das Gericht die Vollstreckung 

einer bedingt ausgesetzten Strafe unter anderem dann 
anordnen, wenn der Verurteilte die in ihn gesetzten Er­
wartungen nicht erfüllt hat. Damit ist der Hinweis ge­
geben, daß die Prüfung der Voraussetzungen des § 347 
StPO immer in Verbindung mit § 346 StPO erfolgen 
muß, wonach eine bedingte Strafaussetzung dann ge­
währt werden kann, wenn das Vorleben und die Per­
sönlichkeit des Täters sowie die Umstände des Ver­
brechens dies rechtfertigen und zu erwarten ist, daß der 
Verurteilte sich während der Bewährungszeit verant­
wortungsbewußt verhält und seinen Pflichten als Bür­
ger der Deutschen Demokratischen Republik nach­
kommt. Dies bedeutet vor allem, daß er die Gesetze 
der Deutschen Demokratischen Republik zu achten und 
sich so zu verhalten hat, daß er nicht erneut straffällig 
wird. In der Regel wird davon ausgegangen werden 
'können, daß der Verurteilte, wenn er in der Bewäh­
rungszeit erneut straffällig wird, die in ihn gesetzten 
Erwartungen nicht erfüllt hat. Jedoch kann nicht jede 
neuerliche Straftat als ein zwingender Umstand für 
den Widerruf der bedingten Strafaussetzung oder die 
Anordnung der Vollstreckung der Reststrafe gemäß 
§ 347 StPO angesehen werden. Das Gericht hat dabei 
unter Berücksichtigung des sonstigen^ Verhaltens des 
Verurteilten sorgfältig zu prüfen, oß die neuerliche 
Straftat mit darauf zurückzuführen ist, daß der Ver­
urteilte die ihm bei der ersten Verurteilung erteilten 
Lehren außer acht gelassen hat. Dies wird dann der Fall 
sein, wenn das neuerlich begangene Verbrechen in ge­
wisser Beziehung, z. B. in der Objekts Verletzung, der 
Angriffsrichtung oder der Art und Weise seiner Be­
gehung, der vorangegangenen Straftat gleichgelagert ist 
oder aus ihm eine grundsätzliche Ablehnung unserer 
staatlichen Ordnung durch den Täter erkennbar ist.

Im vorliegenden Fall handelt es sich bei der von der 
Verurteilten im Jahre 1955 begangenen Abtreibung und 
dem im Jahre 1957 begangenen Verstoß gegen das 
Lebensmittelgesetz und die dadurch verursachte Kör­
perverletzung um zwei Völlig verschiedenartige Delikte 
ohne jeden inneren Zusammenhang. Sie sind nicht etwa 
Ausdruck ein und derselben, den moralischen Anschau­
ungen der Werktätigen widersprechenden Lebensauf­
fassung oder Lebensweise der Verurteilten. Die erste 
Tat ist ein vorsätzliches Verbrechen, durch das die Fol-, 
gen ihrer damaligen außerehelichen Beziehungen besei­
tigt werden sollten. Nach der Verurteilung ist sie in 
dieser Richtung nicht wieder straffällig geworden; sie 
hat auch nicht — so weit muß der Rahmen der Erwar­
tungen, die an die Gewährung bedingter Strafaus­
setzung geknüpft sind, gespannt werden — bewußt 
gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen. Mithin kann 
nicht festgestellt werden, die Verurteilte habe aus dem 
ersten Strafverfahren nicht die richtigen Lehren ge­
zogen und deshalb die in sie gesetzte Erwartung nicht 
erfüllt. Die neue Straftat, die aus ihrer nicht bewußt 
fahrlässigen Unkenntnis über die sich aus ihrer beruf­
lichen Tätigkeit ergebenden Pflichten resultiert, ist da­
her nicht geeignet, die Anordnung der Vollstreckung 
der Reststrafe aus der ersten Verurteilung zu recht- 
fertigen.

Die neuerliche Verurteilung gibt aber auch Auf­
schluß über das sonstige Verhalten der Verurteilten, 
das, wie im Beschluß des Kreisgerichts vom 3. Septem­
ber 1958 zum Ausdruck kommt, nicht erkennen lasse, 
daß sie sich ihrer Pflichten als Bürgerin der Deutschen 
Demokratischen Republik bewußt geworden sei. Diese 
Begründung des Beschlusses steht im Widerspruch zu 
den Feststellungen des in der zweiten Strafsache er­
kennenden Gerichts. Dieses hat in Kenntnis aller Um­
stände, auch der Vorstrafe, und nach pflichtgemäßer 
Prüfung der persönlichen Verhältnisse der Verurteilten 
für die in der Bewährungszeit begangene Straftat eine 
bedingte Strafe ausgesprochen. Das bedeutet, daß das 
Gericht bei der Verurteilten das Vorhandensein soziali­
stischer Bewußtseinselemente festgestellt hat, die sie 
für die gesellschaftliche Erziehung ansprechbar erschei­
nen lassen. Zu diesem Ergebnis ist das Gericht in einer 
Hauptverhandlung gelangt, in der die Möglichkeit, alle
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